
Geschichte der 
Kriegsdienstverweigerung



Von der Antike bis zum I. Weltkrieg:
Die Idee überlebt ihre Verfolger

Auch wenn es in der Antike
sowie später im Mittelalter
nur eingeschränkt eine
"Wehrpflicht" gibt: Die Idee
der Kriegsdienstverweige-
rung ist alt. Die frühen Chri-
sten lehnen den Kriegs-
dienst ab. Mit dem Aufstieg
zur ”Staatsreligion” akzep-
tiert die Kirche weltliche
Machtpolitik und Militär,
dennoch halten einzelne
Christen an der Gewaltlo-
sigkeit fest.

Im Mittelalter geißeln christliche Reform-
bewegungen die zunehmende Verweltli-
chung der Kirche. Gruppen wie die Katharer,
Waldenser, Böhmische Brüder u.a. lehnen
Waffengewalt kompromisslos ab. Histori-
sche Bedeutung erlangen die Mennoniten.
Ihr Gründer Menno Simons schrieb:

”Eisen, Metall, Spieße   
und Schwerter lassen  
wir denjenigen, die 
leider Menschen- und Säueblut
in gleichem Wert erachten.” 
(Aus dem ‘Fundamentbuch’ von 1539)

Geschichte der Kriegsdienstverweigerung

St. Martin verweigert 356 im 
Heereslager bei Worms den Kriegsdienst

Menno Simons



1661 legen George Fox und eine Gruppe von Freunden dem eng-
lischen König Charles II. das historische Friedenszeugnis der
Quäker vor:

"Alle äußeren Kriege und Kämpfe und alles Streiten mit 
äußeren Waffen, zu welchem Zweck und zu welchem 
Vorwand auch immer, lehnen wir gänzlich ab; dies ist unser 
Zeugnis an die ganze Welt: Der Geist Christi, der uns zur 
höchsten Wahrheit führt, wird uns niemals dazu treiben, 
gegen irgend jemand mit  äußeren Waffen zu streiten und 
zu kriegen,weder für das Reich Christi noch für die Reiche 
dieser Welt."

Zwar wird Mennoniten und Quäkern, meist gegen eine Aus-
gleichszahlung, gelegentlich Befreiung vom Wehrdienst gewährt
– wie das ‚Gnadenprivileg‘ Friedrich II. vom 29.3.1780 dokumen-
tiert: 



Doch schützen derartige ‚Gnadenprivilegien‘ nicht vor Verfol-
gung, Inhaftierung und Misshandlung. In Minden/Westfalen 
z. B. werden 1818-1820 die Gebrüder Peitsmeier inhaftiert, miss-
handelt und mit Vermögensentzug bestraft.

”Man hat seinen entkleideten Körper mit einem Degen 
geschlagen, bis derselbe gesprungen ist, und nachher mit 
Zangen und Stöckern geschlagen und mit Füßen wund 
gestoßen, so daß es einer Mißhandlung gleicht...”

Mit den Mennoniten und Brüdern bilden die Quäker die histori-
schen Friedenskirchen. Um ihrer konsequent gewaltfreien Hal-
tung willen sehen sie sich – wie später auch andere religiöse
Grup-pen – zur Auswanderung gezwungen.

Ab Mitte des 19. Jahrhunderts gibt es vereinzelt erste nicht-reli-
giöse Verweigerer. Die entstehenden Friedensgesellschaften sind
vom Bürgertum geprägt. Sie betrachten die Vaterlandsverteidi-
gung als patriotische Pflicht und lehnen KDV strikt ab.

Aus dem Gnadengesuch der Quäkergemeinde
für Christian Peitsmeier 1818. 

Antimilitaristisches Monatsblatt (1905-1930) gewaltfreier Anarchisten in Holland
Das zerbrochene Gewehr erscheint erstmals im Januar 1909 als Symbol zur Verweigerung aller Kriegsdienste. 



Ende des 19. Jahrhunderts tauchen in mehreren Län-
dern ”Tolstoianer” auf. Sie berufen sich auf den rus-
sischen Dichter Lev Tolstoj, der einen christlich
geprägten Anarchismus und aktive Gewaltlosigkeit
predigt. Gewaltfrei ausgerichtete politische Anar-
chisten rufen – im Gegensatz zur großen Mehrheit
der Sozialisten – zu umfassender Verweigerung
aller Kriegsdienste auf.

Jan van der Veer verweigert
1896 in Holland als Anhänger
Tolstojs den Kriegsdienst. 
Er geht dafür 6 Monate ins
Gefängnis.

Lev Tolstoj (1815-1910) 
Auf seinem Landgut Jásnaja Poljána.

Verweigerungserklärung einer lokalen Gruppe
der englischen Peace Society, vermutlich unter
dem Einfluss von Quäkern entstanden



Vom I. Weltkrieg bis Ende der 20er Jahre: 
Von der Idee zur organisierten Bewegung und 
zu ersten gesetzlichen Regelungen

Während des I. Weltkriegs treten vor allem in Dänemark, Holland,
Norwegen, Russland und Ungarn Kriegsdienstverweigerer ver-
stärkt in Erscheinung. Die Verweigerer – je nach Land zwischen 50
und 1000 an der Zahl – handeln aus religiösen Motiven oder als
Anarchisten.

Eine organisierte Bewegung von Kriegsdienstver-
weigerern entsteht erstmals in England, wo im März
1916 die allgemeine Wehrpflicht eingeführt wird.
Das Wehrpflichtgesetz sieht eine Anerkennung von
Kriegsdienstverweigerern in drei Kategorien vor:
vollständige Freistellung, Freistellung gegen zivilen
Alternativdienst, Freistellung vom Waffendienst (d.
h. waffenloser Armeedienst). Damit wird KDV erst-
mals in einem Staat gesetzlich anerkannt. Allerdings
lehnen die Prüfungsgremien viele KDVer ab, Tau-
sende werden mit Gefängnis bestraft.

Hrsg.: Friends Service Commitee 28.3.1919

KDVer im Gefängnis Dartmoor, November 1917



Zahl der Kriegsdienstverweigerer im I. Weltkrieg in England:

Gesamtzahl 16.000

Vollständige Freistellung 300
Freistellung gegen Alternativdienst 3.700
Unbewaffneter Militärdienst 6.000
Gefängnishäftlinge 6.000

•  durch Misshandlung in Haft und 
Alternativdienst gestorben 73

Gefängniskarte
Verurteilt zu zwei Jahren schwerer
Arbeit (HL Hard Labour)

Henry Horace Peacock wurde 
lediglich vom Waffendienst befreit.

Alternativdienstausweis
Der Alternativdienst beinhaltet 
Arbeiten von “nationaler Bedeutung”



Totale Kriegsdienstverweigerer
melden sich zu Wort.

"Dieses kleine Schwein blieb zu Hause."
Teile der Öffentlichkeit begegnen den 
Verweigerern mit Verachtung.



Nicht zuletzt die Abscheu über das Massenmorden im I. Weltkrieg
sorgt für die Verbreitung der Idee der KDV. Nach England wird –
auf Drängen der Pazifisten - in weiteren Staaten die Kriegs-
dienstverweigerung durch Gesetz anerkannt: Dänemark 1917,
Schweden 1920/25, Finnland 1922/31, Norwegen 1922, Niederlan-
de 1923.

Kundgebung für Herman Groenendaal, der wegen 
KDV in Haft sitzt und im Sommer 1921 wochenlang 
einen Hungerstreik durchhält. 



Auch das bolschewistische Russland gewährt Verwei-
gerern aus religiösen Gründen 1919 das Recht auf
einen Alternativdienst. Doch das Dekret wird zuneh-
mend restriktiver ausgelegt. Ab 1936 – mit der verfas-
sungsmässigen Festschreibung des Militärdienstes als
”Ehrendienst der Bürger der UdSSR” –  werden Kriegs-
dienstverweigerer unnachgiebig verfolgt.

In der bürgerlich geprägten Friedensbewegung wird
die KDV zunehmend akzeptiert. In mehreren Ländern
schließen sich die Verweigerer in eigenständigen
Organisationen zusammen. In Holland entsteht 1921
die Internationale der Kriegsdienstgegner (War Resi-
sters International, WRI), die sich in England ansiedelt
und sich – teilweise erfolgreich – bemüht, verfolgten
KDVern zu helfen. Auch die übrigen Friedensorganisa-
tionen akzeptieren KDV zunehmend.

Die Frage, ob ein Alternativdienst für konsequente
KDVer akzeptabel sei, ist von Anfang an heftig umstrit-
ten. Die WRI lehnt einen Alternativdienst im Prinzip ab.
Andere – wie der Schweizer Pierre Céresol – betrachte-
ten den Zivildienst als "eine Arbeitsleistung im Geiste
der gegenseitigen Hilfe".

Pierre Céresole, Gründer des
freiwilligen Service Civil
International (1920)

Helfer des Service Civil International (SCI) bei  der Aufbauarbeit
in der Schweiz.

Dekret des Rates der Volkskommissare vom
4.1.1919 über die Befreiung von der
Militärpflicht aus religiöser Überzeugung. 
Das Dekret wurde u.a. von Lenin
(Vorsitzender des Rates der
Volkskommissare) unterzeichnet.



”Diese Konferenz sieht ... davon ab, eine allgemein gültige 
Regel betreffend den Alternativdienst niederzulegen.... Die WRI
... hält es für erforderlich, daß in Kriegszeiten auch der 
Alternativdienst energisch bekämpft wird, weil dann ein jeder
derartiger Dienst zu einem Teil der Kriegsorganisation wird.”
(Auszug aus der Resolution der WRI-Dreijahreskonferenz 1925 in Hoddeston/Eng-

land)

Demonstration der WRI
in London 1924



Zwischen den Weltkriegen: 
Die antimilitaristische Diskussion wird breiter.

In den Jahren zwischen den Weltkriegen
beinhaltet der Alternativdienst meist Arbei-
ten in Land-/Forstwirtschaft und Landge-
winnung, häufig mit Unterbringung in spe-
ziellen Lagern. Der Dienst dauert deutlich
länger als der Militärdienst.

Die gesetzliche Anerkennung beschränkt
sich auf die überwiegend protestantischen
Länder Nord- und Mitteleuropas. In den
römisch-katholisch geprägten Ländern und
den Staaten Zentraleuropas wird die Kriegs-

dienstverweigerung hart bestraft.Zivildienst-Camp in Gribkoven Dänemark

Hristo Ivancev: In Bulgarien
zu 12 Jahren Gefängnis 
verurteilt, nach drei Jahren
freigelassen.

Gérard Leretour: In
Frankreich zu fünf Jahren
Gefängnis verurteilt. 
Aufgrund eines
Hungerstreiks und interna-
tionaler Unterstützung
nach drei Jahren freigelas-
sen.

Maurice Larock: Erster
bekannter belgischer
Kriegsdienstverweigerer.
Protestant, der den
Quäkern nahesteht.

Jan Zdaniewicz: In Polen
zu drei Gefängnisstrafen
von insgesamt 8 Jahren
verurteilt.



Aus dem Brief eines Schweizer KDVers 1926:

"Ich persönlich habe jetzt, nachdem ich früher schon 80 Tage
in der Armee gedient habe, alle weiteren militärischen 
Verpflichtungen abgelehnt, meine Uniform etc. an die 
Kaserne zurückgeschickt und gleichzeitig die Militärbehörde
von meinem Entschlusse aus Gewissensgründen in Kenntnis 
gesetzt. Inzwischen hat mir der Kommandant der 
bundesstaatlichen Militärbehörde geschrieben und mich zu 
überreden versucht, meinen Entschluß aufzugeben, da ich 
sonst vor ein Militärgericht gestellt würde. Da ich nicht im 
günstigen Sinne antwortete, werde ich nächsten Monat, am 
selben Tage, an dem meine Kompagnie einrückt,ins 
Gefängnis gehen und vor dem Militärgericht erscheinen 
müssen. Ich bin verheiratet, aber trotzdem bin ich darauf 
gefaßt, diesen langen schweren Kampf durchzumachen, denn
wahrscheinlich werde ich während der nächsten fünf Jahre 
einige Monate im Gefängnis zubringen müssen. Aber wir 
setzen unseren heiligen Kampf fort, im Vertrauen auf eine 
bessere Zukunft und in der Hoffnung auf den Tag, an dem 
Krieg und alle seine schrecklichen Folgen verschwunden sein 
werden."

In den 30er Jahren scheint die Idee der
Kriegsdienstverweigerung voranzu-
schreiten. In Dänemark werden 1935 ca.
500 KDVer verzeichnet. In England sam-
melt die 1936 gegründete Peace Pledge
Union 100.000 Unterschriften gegen
jegliche Unterstützung des Krieges. Die
Bedrohung durch Nationalsozialismus
und Faschismus stellt die Pazifisten vor
einen Konflikt. Im spanischen Bürger-
krieg unterstützen die dortigen Kriegs-
dienstverweigerer unzweideutig die Republik, lehnen aber den
bewaffneten Kampf ab. Die War Resisters International teilt diese
Haltung, doch einige Aktivisten halten den bewaffneten Wider-
stand für notwendig und ziehen sich aus der Bewegung zurück.

WRI - Kundgebung 1939 im Hyde-Park



Zur Diskussion der Pazifisten um den Bürgerkrieg inSpanien:

"Ich verurteile meine spanischen Kameraden nicht ihres 
Unverständnisses wegen in Bezug auf die Anwendung der 
Non-Kooperation, doch frage ich stattdessen: 'Wie kann ich 
meinen Kameraden am besten in ihrer Not helfen?' Meiner 
Meinung nach kann ich ihnen am besten beistehen, indem ich
sie nähre, den Verwundeten helfe, indem ich meine Hand 
dazu gebe, um das normale Leben fortzuführen. Nun höre 
ich jemand sagen: 'Um des Himmels willen so geh doch 
darauf los!' Nein, ich weiß einen besseren Weg, selbst wenn 
ich gerade jetzt keine Non-Kooperation ausüben kann. Sich 
dem Kampfe anzuschließen hat die Vernichtung meiner 
Mitmenschen zur Folge, selbst meiner eigenen Kameraden, 
die in den Städten durch die Rebellen gefangen gehalten 
werden. Es bedeutet, verblendete Menschen, die auf der 
anderen Seite kämpfen, niederzuschießen. Ich weiß nur zu 
gut, daß ein Sieg, selbst für das spanische Volk nicht 
unvermeidlich den Frieden bringen wird. Ich mißbillige die 
angewendeten Methoden, obschon ich meine Kameraden, die
sie nicht ausführen, nicht tadle."
(Auszug aus der Broschüre "Spanien - Eine Herausforderung zum Pazifis-

mus" von H. Runham Brown, WRI-Ehrensekretär)

Während des II. Weltkriegs verweigern in Eng-
land ca. 65.000 Männer und etwa 1.000 Frauen
Kriegsdienst. In einigen von der Wehrmacht
besetzten Ländern beteiligten sich Pazifisten
am Widerstand, aber ohne Waffen und ohne
ein ausgearbeitetes Konzept organisierter
Gewaltlosigkeit.
Im Unterschied zum I. Weltkrieg handeln die
Verweigerer in England meist individuell ohne
politische Zielsetzungen. Sie engagieren sich in
humanitären Missionen oder stellen sich frei-
willig für medizinische Versuche zur Verfü-
gung. Mitglieder der Peace Pledge Union (PPU)
vereinen sich in Landkommunen, um mitten im
Krieg die Werte einer Friedenskultur lebendig
zu halten und so die Saat für eine zukünftige
friedliche Gesellschaft zu legen.

Volunteers working at the Lansbury Farm



"...it was only possible to hold together, a tiny band on a tiny
and vulnerable rock in the middle of a raging torrent and to 
stand firmly there awaiting the moment when an attempt 
could be made to break into the vicious circle of violence 
and disaster." (Sibyl Morrison 1962 in einer historischen Rückschau) 

Erklärung von Eric R. Sly vor dem Londoner Ausschuss für Kriegs-
dienstverweigerer am 1. Juli 1941

"Because I believe that participation in war would be 
wholly contrary to the way of live I have striven to follow so
far ...and a denial of the priciples on which I have tried to 
build, I come before the Tribunal to testify to my pacifist 
convictions. I cannot believe that those things which it would
be wrong for me to do as an individual become right when 
they are done in the name of the State. I am unable to accept
the view that there is no other way to overcome evil than by
adopting the methods of the evil-doers.
I have never lightly or easily accepted the pacifist or any other
doctrine but however full of difficulty this way of non-
violence may seem to be remain convinced that it is 
fundamentally right. ..The Tribunal shall place my name on 
the register of Conscientious Objectors without conditions." 

Im nationalsozialistischen Deutschland sind ca. 280 Fälle von
Kriegsdienstverweigerung bekannt geworden, unter ihnen mehr
als 250 Zeugen Jehovas, einige Adventisten, Katholiken und Pro-
testanten sowie eine Handvoll politisch motivierter Verweigerer.
Fast alle Verweigerer werden hingerichtet. Die christlichen Kir-
chen lassen die religiösen Verweigerer im Stich.

Sybil Morrison, langjährige
PPU-Vorsitzende nach 1945

Der Protestant Hermann Stöhr
war im Internationalen
Versöhnungsbund aktiv. Am
21.6.1940 enthauptet in
Plötzensee.



Olaf Kullman, Vorsitzender der
norwegischen KDV-Organisation
Folkereisning mot Krig, wird im Juli
1941 wegen pazifistischer Agitation
verhaftet. Da er sich weigert, der
Friedensarbeit abzuschwören, wird
er ins KZ Sachsenhausen transpor-
tiert, wo er am 9. Juli 1942 stirbt. 

Franz Jägerstätter. Katholik aus 
St. Radegund/Österreich. Am 8.
August 1943 hingerichtet. 
Im Oktober 1997 wird das 
Verfahren zu seiner 
Seligsprechung eingeleitet.

Johannes Steier, Zeuge Jehovas, verweigert im KZ Buchenwald die Annahme seines Wehrpasses.



Nach dem II. Weltkrieg: 
KDV wird einklagbares Recht in europäischen Ländern

Der II. Weltkrieg hat nicht unmittelbar eine gesetzliche Anerken-
nung der Kriegsdienstverweigerung zur Folge. In Deutschland,
das einen verbrecherischen Angriffskrieg 
begonnen hatte, wird 1949 – nach zahlreichen Eingaben und kon-
troversen Debatten – die Kriegsdienstverweigerung als Grund-
recht in die Verfassung aufgenommen.

”Herr Dr. Heuss, Sie sprachen von dem Massenverschleiß
des Gewissens, den Sie befürchten. Ich glaube, wir haben 
hinter uns einen Massenschlaf des Gewissens. In diesem 
Massenschlaf des Gewissens haben die Deutschen zu 
Millionen gesagt: Befehl ist Befehl, und haben daraufhin 
getötet. Dieser Absatz kann eine große pädagogische 
Wirkung haben, und wir hoffen, er wird sie haben.”
Aus dem Stenographischen Protokoll des Parlamentarischen Rates, 43. 
Sitzung des Hauptausschusses, v. 18.1.1949. 

Im Zuge der Wiederaufrüstung
Deutschlands wird das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung durch
das Wehrpflichtgesetz von 1956 in
der Praxis erheblich eingeschränkt.
Im Kalten Krieg gelten KDVer vielen
als Feiglinge, Drückeberger oder
nützliche Idioten Moskaus. Die
Zahl der KDVer bleibt bis Mitte der
60er Jahre gering.

Dr. Fritz Eberhard (SPD),
Mitglied des
Parlamentarischen Rates.

Aktion der Gruppe der Wehrdienstverweigerer 1956/57





Handzettel IdK

WAZ 16.10.54

Der Offenbacher Verwaltungsangestellte Gerd Grein demonstriert
am 12.1.1966 in der Darmstädter Innenstadt. 
Sein Anerkennungsantrag war in 2 Instanzen abgelehnt worden.

Freie Presse 1.2.1958



In den katholisch geprägten Ländern West- und Südeuropas lehnt
die Katholische Kirche KDV lange Zeit als Ausdruck eines ”irren-
den Gewissens” ab. Erst das Zweite Vatikanische Konzil führt 1965
zu einer Änderung und schafft damit die Voraussetzung für eine
gesetzliche Anerkennung. Diese wird schrittweise eingeführt:

1963 in Frankreich
1964 in Belgien
1972 in Italien
1974 in Österreich (Zivildienstgesetz)
1976 in Portugal 

(Grundrecht in der Verfassung, Ausführungsgesetz 1982)
1978 in Spanien 

(Grundrecht in der Verfassung, Ausführungsgesetz 1984)
1996 in der Schweiz (Zivildienstgesetz)

In Frankreich, Belgien, Italien und Spanien ist es vor
allem der unerschrockene und unermüdliche Einsatz
Einzelner, der öffentlich auf das Recht zur KDV auf-
merksam macht und damit gesetzliche Regelungen
herbeiführt.

Der 73jährige französische
Anarchist und Pazifist Louis
Lecoin am 20. Tag seines
22tägigen Hungerstreiks
(1962). Mit diesem erzwingt
er die Freilassung inhaftier-
ter Kriegsdienstverweigerer
und ein Gesetz zur
Anerkennung der KDV. Es
bleibt allerdings verboten,
öffentlich für KDV einzure-
ten.

Die Unterstützer Louis Lecoins versammeln sich vor dem Hôpital Bichat



In einem Schreiben an den Verteidigungsminister antwortet Jean
van Lierde am 20. Nov. 1950 auf den 2. Einberufungsbefehl:

"En disant NON à L'armée, j'exprime mon internationalisme
socialiste. En refusant l'uniforme, j'affirme que tous les 
hommes sont frères. En n'acceptant pas l'apprentissage du 
<<meurte légal>>, je proteste contre la folie des 
gouvernements qui massacrent des générations au nom 
de la liberté et du droit à la vie."

Pepe Beunza 1971 im 
Militärgefängnis Jaen.
Der Katholik Pepe Beunza
leistet einen freiwilligen
Sozialdienst in einem
Armenviertel in Valencia.,
wird aber zu 27 Monaten
Gefängnis und Arbeitsdienst
in einem Strafbataillon ver-
urteilt. Seine Verurteilung
löst eine internationale 
Protestkampagne aus. 

Solidaritätsaktion für Pepe Beunza am 30. Oktober 1971 in Rom. 

Die Kriegsdienstverweigerung des Katholiken
Pietro Pinna löst 1948 in Italien eine öffentli-
che Diskussion aus. Zahlreiche Verweigerer
werden zu Gefängnisstrafen verurteilt, ehe
1972 die KDV gesetzlich anerkannt wird.

Der Belgier Jean van Lierde
(1949), Anarchist,
Gewerkschafter und Katholik,
ausgezeichnet mit der
Médaille de la Resistance,
wird zwischen 1949-1951
wegen KDV dreimal zu insge-
samt 15 Monaten Gefängnis
verurteilt. Er setzt sich uner-
müdlich für die gesetzliche
Anerkennung der
Kriegsdienstverweigerung
ein.



Staat und Kriegsdienstverweigerung:
Zwischen Repression und Integration.

Die Legalisierung der KDV beseitigt nicht den Konflikt zwischen
Individuum und Staat, der aus der Zwangsverpflichtung junger
Männer entsteht. Gewissensprüfung und Alternativdienste sol-
len die Zahl der KDVer regulieren.
Als Studentenbewegung und Vietnamkrieg die Zahl der Verwei-
gerer in vielen Ländern steigen lassen, reagieren die Behörden
nervös. Die Anerkennungsquote sinkt. In Deutschland werden
hunderte KDVer zu Gefängnisstrafen verurteilt oder fliehen ins
Ausland.





In Frankreich ist es erst ab 1983 erlaubt, über das bestehende KDV-
Recht zu informieren.

In den 70er Jahren werden die Verweigerer dem Forstdienst zuge-
ordnet, um sie von der Bevölkerung zu isolieren. Über die Hälfte
der KDVer  widersetzt sich, eine Kette von Prozessen ist die Folge.
In Finnland ist KDV nur in Friedenszeiten erlaubt. Mit der Zunah-
me der Anträge steigt Anfang der 80er Jahre hier die Zahl der
Ablehnungen. Der Alternativdienst wird um 1/3 verlängert.
Als die Zahl der Verweigerer zunimmt, lehnen die Prüfungsgre-
mien mehr Anträge ab (16% in 1983 gegenüber 4% in 1979).

Lassi Kurittu, 1986 wg. totaler KDV inhaftiert, 
nach 17 Tagen Hungerstreik entlassen. 



Es bedarf vieler engagierter und zuweilen aufopfe-
rungsvoller Protestaktionen der Verweigerer, ehe am
Ende des 20. Jahrhunderts in etlichen Ländern der
Europäischen Union die Gewissensprüfung abge-
schafft ist und KDVer kaum noch diskriminiert werden.

Ein stetiger Stein des

Anstoßes ist der Alternativ-
dienst für KDVer. Er ist ein
Instrument der Repression.
Die Behörden versuchen ihn
unattraktiv zu machen, um
die Zahl der KDVer gering zu
halten. In fast allen Ländern
dauert er länger als der
Militärdienst. In einigen Län-
dern (Finnland, Italien) unter-
steht der Alternativdienst
zeitweise dem Verteidigungs-
ministerium oder er ist in die
Zivilverteidigung oder den
Zivilschutz integriert (Belgien,
Frankreich, Schweden).
Außerdem ersetzen Alternati-
vdienstleistende oft reguläre
Arbeitskräfte.
Viele Verweigerer sind mit

Protestaktion französischer KDVer

Protestdemonstration der SOdZDL am 28.1.1978 in Dortmund

Aus der Zeitschrift Union Pacifiste, Sonderausgabe
1985 (Insoumission Objection 1983-85)



einem Zivildienst im sozialen Bereich zufrieden. Tatsächlich steigt
die gesellschaftliche Anerkennung der KDVer mit der zuneh-
menden Anzahl der Zivildienstleistenden in sozialen Einrichtun-
gen. Versuche von Friedensorganisationen, einen echten Frie-
densdienst einzurichten, bleiben allerdings Illusion. Die Regie-
rungen beharren darauf, dass der Alternativdienst
Wehrdienstersatz ist und lehnen einen eigenständigen Friedens-
dienst ab.

Holländische KDVer fordern 1986 vor dem
Parlament eine Verkürzung des
Zivildienstes, der länger als der
Wehrdienst dauert.

Demonstration in der Schweiz für einen sinnvollen Zivildienst



Seit Mitte der 70er Jahre treten wieder totale KDVer auf. Sie leh-
nen jeden staatlichen Zwangsdienst als Bestandteil der Kriegs-
maschinerie ab. Dafür nehmen sie teilweise harte Gefängnis-
strafen in Kauf.

Der totale Kriegsdienstverweigerer Christoph Bausenwein
begründet seine totale KDV:

"Der Zivildienst (ist) konzipiert als Ersatz und Ergänzung des
Wehrdienstes:
• jeder ZDL erfüllt die Wehrpflicht
• jeder ZDL ist in seinen Grundrechten eingeschränkt und 

unterliegt dem Befehl-Gehorsam-Prinzip
• jeder ZDL wird im Ernstfall als ziviler Soldat unbefristet 

eingesetzt, damit die  waffentragenden Soldaten an der Front 
ihre blutige 'Pflicht' tun können

• jeder ZDL unterliegt durch die Zivildienstüberwachung einer 
totalen Kontrolle.

Der Zivildienst dient der Aufrechterhaltung struktureller Gewalt,
denn:
• ZDL erhalten den Mythos vom Sozialstaat aufrecht: Billige 

Zwangsarbeiter ermöglichen eine Schrumpfung des 
Sozialetats, wodurch ausgebildeten Leuten die Arbeitsplätze 
weggenommen werden

• durch den Zwangscharakter und Untersagung pädagogischer 
Arbeit im Zivildienst wird jedem pazifistischen Engagement ein
Riegel vorgeschoben. “
(Quelle: Christoph Bausenwein, Dienen oder Sitzen? 
– Ein Weißbuch zur totalen KDV, Nürnberg 1984 )



(bis 1990 West-), ab 1991 BRD West und Ost

Unterstützungsaktion 1990 in Helsinki für einen totalen KDVer
im Hungerstreik

Katalanische KDV Aktion
Im Baskenland und in Katalonien verweigern in den
neunziger Jahren Zehntausende junger Männer 
jeglichen staatlichen Zwangsdienst.



Der Kampf um das Menschenrecht Kriegsdienstverweigerung.
Historisches und Ausblick.

Nach dem II. Weltkrieg bemühen sich nichtstaatliche Organisa-
tionen um die Anerkennung der KDV als Menschenrecht im inter-
nationalen Rechtssystem. Ein erster Vorschlag an die UN-Gene-
ralversammlung 1949 scheitert. Auf  Drängen nichtstaatlicher
Organisationen erkennt 1967 die beratende Versammlung des
Europarats als erste internationale Institution das
persönliche Recht des Einzelnen an, vom Militärdienst
entbunden zu werden. 1987 bestätigt die Menschen-
rechtskommission der Vereinten Nationen die KDV
als Menschenrecht. Das Europaparlament fordert die
Mitgliedstaaten seit 1983 wiederholt auf, Alternativ-
dienstleistende nicht mehr zu diskriminieren. Ohne
den hartnäckigen Einsatz internationaler KDVer-
Organisationen und engagierter Einzelner wäre diese
Entwicklung nicht möglich gewesen.

Aus der Resolution 337, verabschie-
det am 26.1.1967

Aus der Entschließung des Europaparlaments
vom 18. Januar 1984

Aus der aktuellen Erklärung der UN-
Menschenrechtskommission vom 22.4.1998. Die
ursprüngliche 
Entschließung von 1985/7 wird periodisch aktualisiert.



Seit 1982 organisieren (totale) KDVer um den 15. Mai jedes Jahr ein 
internationales Solidaritäts-Treffen in verschiedenen Ländern.

WRI Aktion zugunsten KDV

Jean MacBride (1904 - 1988),
Irischer Außenminister, 
Friedensnobelpreisträger
1974, hoher Repräsentant der
UN und Präsident des
Internationalen
Friedensbüros (Genf) setzte
sich seit den 60er 
Jahren beharrlich für die
Anerkennung der KDV als
Menschenrecht ein.



Während in vielen Ländern Westeuropas die Wehrpflicht
ausgesetzt wird, kämpfen KDVer in Ost- und Zentraleuropa
teilweise um elementare Rechte. Viele Regierungen erkennen
KDV dort auf dem Papier an, diskriminieren Verweigerer aber
bis zur Strafverfolgung. Auch in Griechenland (trotz KDV-
Gesetz 1998) und der Türkei sind KDVer schweren Strafen
ausgesetzt. 

Nikos Karanikas am 19.12.95 vor Gericht in Tessaloniki. In Anwesenheit
von MdEP's und internationalen Prozessbeobachtern erhielt er ein 
'leichtes' Urteil von 1 Jahr Gefängnis mit Bewährung. Da N.K. einer 
erneuten Einberufung nicht folgte, ist er im Februar 2000 wegen 
Desertion angeklagt worden. 

Aus dem Vorstellungsfaltblatt der ungarischen
Friedensgruppe Alba Kör



Junge Männer entziehen sich der Beteiligung an
kriegerischen Konflikten der Gegenwart verstärkt
durch Flucht. Obwohl die NATO-Staaten – wie z.B. im
Kosovo-Krieg – Soldaten der Gegenseite zur Deser-
tion aufgefordert haben, sind sie nicht bereit,
Kriegsdienstverweigerern und Deserteuren aus
Kriegsgebieten Asyl zu gewähren. 

Rede des kurdischen KDVers Mehmet Cidik
am 12.9.1998 beim Internationalen 
Sommerfest in der Flüchtlingsunterkunft
Friedrichsdorf

Osman Murat
Ülke verbrennt
am 1.9.1995 in
Izmir "seinen"
Wehrpass.

Rede Osman Murat Ülkes vor dem 
Militärgericht in Eskisehir am 22.1998.



Es bleibt auch im 21. Jahrhundert
eine wichtige Aufgabe sich dafür
einzusetzen, dass jeder Mensch
den Kriegsdienst verweigern kann.   

Auf hartnäckiges Drängen von Friedensgruppen
erklären sich einige Städte in Deutschland und
der Schweiz bereit, KDVern und Deserteuren aus
Kriegsgebieten befristet Zuflucht zu gewähren.
Hier ein Beispiel aus Münster. 
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